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bessere Qualifizierungs- und Arbeitsbedingungen?
Zeitverträge in der Wissenschaft: Reformbedarf für

Ein großer Teil der jungen Wissenschaftler in Deutschland arbeitet in befristeten Arbeitsverhält-

nissen. Und der Anteil der befristeten Arbeitsverträge in der Wissenschaft nimmt weiter zu. Bie-

ten Auslandsuniversitäten und Unternehmen bessere Alternativen für Nachwuchswissenschaftler?

Zeitverträge in der Wissen
schaft – zwingender Reform
bedarf zur Begrenzung 
ausufernder atypischer 
Beschäftigung

Die deutsche Wissenschaftslandschaft ist 
geprägt von befristeter Beschäftigung. 
Artikel 5 III GG verpflichtet den Staat, die 
Pflege der freien Wissenschaft und ihre 
Vermittlung an die nachfolgende Genera-
tion auch durch Gewährleistung der er-
forderlichen arbeitsrechtlichen Rahmen-
bedingungen zu ermöglichen und zu för-
dern.1 Entsprechende arbeitsrechtliche 
Rahmenbedingungen hat der deutsche 
Gesetzgeber u.a. durch die Sonderbefris-
tungsmöglichkeiten des Wissenschafts-
zeitvertragsgesetzes (WissZeitVG) und 
dessen Vorgängerregelungen im Hoch-
schulrahmengesetz (HRG) zur Verfügung 
gestellt, die vom BVerfG in Anbetracht 
des mit ihnen verfolgten Ziels – die Leis-
tungs- und Funktionsfähigkeit der Hoch-
schulen und Forschungseinrichtungen zu 
erhalten – als verhältnismäßig eingestuft 
wurden.2 Die gesetzlichen Regelungen, 
die befristete Arbeitsverträge in der Wis-
senschaft ermöglichen, sind jedoch poli-
tisch wie rechtlich umstritten. 

Der deutsche Gesetzgeber hat in den 
letzten Jahren durch zahlreiche Refor-
men befristete Beschäftigung – nicht nur 
im Bereich Wissenschaft – erheblich ge-
fördert. So hat er z.B. 2001, 2004 und 
2007 die Befristungsmöglichkeiten des 
Teilzeit- und Befristungsgesetzes (TzBfG) 
für Arbeitgeber erweitert. Um die ur-
sprünglichen Sonderregelungen für be-
fristete Beschäftigung wissenschaftli-
chen Personals an Hochschulen und au-
ßeruniversitären Forschungseinrichtun-
gen (§§  57a ff. HRG) auf eine neue 
Rechtsgrundlage zu stellen und Rechts-

 1	 BT-Drs. 16/3438, S. 8.
 2	 BVerfG 24.4.1996 – 1 BvR 712/86.

sicherheit für Drittmittelbefristungen zu 
schaffen, wurde 2007 zudem das Wis-
senschaftszeitvertragsgesetz eingeführt, 
das die Befristungsmöglichkeiten im Be-
reich Wissenschaft deutlich erweitert 
hat.3 Die Sonderregelungen für Befristun-
gen im Hochschulbereich und in For
schungseinrichtungen sollen auf Qualifi-
zierungsphasen beschränkte befristete 
Beschäftigung ermöglichen und den 
Übergang in unbefristete Beschäfti-
gungsverhältnisse fördern; unbefristete 
Beschäftigung soll nach wie vor die Regel 
sein, heißt es in der Gesetzesbegründung 
zur Einführung des WissZeitVG.4 Die Pra-
xis sieht jedoch anders aus. 

Aufgrund der erheblichen Zunahme be-
fristeter Arbeitsverträge in der Wissen-
schaft wie auch allgemein in der Arbeits-
welt wird seit Jahren von Gewerkschaf-
ten, Parteien und vielen anderen die Be-
grenzung der Befristung von Arbeitsver-
trägen gefordert. Entsprechende Geset- 
zesanträge zur Reform des TzBfG wurden 
im Bundestag wiederholt diskutiert, man-
gels entsprechender Mehrheiten jedoch 
abgelehnt.5 Mangels Mehrheiten scheiter-
ten bisher auch entsprechende Geset-
zesanträge zur Reform des WissZeitVG.6 
Jedoch hat nun die Bundesregierung in 
ihrem Koalitionsvertrag für die Legisla
turperiode 2013–2017 die Reform des 
WissZeitVG festgeschrieben. Aufgrund 
von Qualifizierungsphasen, zeitlich befris-
teten Forschungsprojekten und anderen 
Sachgründen lägen laut Bundesregierung 
befristete Verträge in der Natur des Wis-
senschaftsbetriebs; der Anteil befristeter 
Verträge, insbesondere jene von kurzer 
Dauer, hätte aber in den letzten Jahren 
ein Maß erreicht, das Handlungsbedarf 
entstehen lässt. Durch Gewährleistung 
angemessener Laufzeiten befristeter Ver-
träge sollen verlässliche und planbare 

 3	 BT-Drs. 15/25, S. 40; BT-Drs. 16/3438, S. 2.
 4	 BT-Drs. 16/3438, S. 10; Adamitz und Künne 

(2013, S. 10).
 5	 Z.B. Deutscher Bundestag, Ausschuss für Arbeit 

und Soziales, Ausschuss-Drs. 18(11)50. 
 6	 BT-Drs. 17/12531; BR-Drs. 267/13.
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Karrierewege für den wissenschaftlichen Nachwuchs ge-
schaffen werden. Den Kabinettsbeschluss für ein entspre-
chendes Gesetz zur Änderung des WissZeitVG hat die Bun-
desregierung Anfang September 2015 vorgelegt, auf den 
im Folgenden noch eingegangen wird.7 

Möglichkeiten der Befristung nach WissZeitVG

Das WissZeitVG in seiner derzeitigen Fassung ermöglicht 
staatlichen Hochschulen und staatlich bzw. überwiegend 
staatlich finanzierten Forschungseinrichtungen, wissen-
schaftliches Personal mit Ausnahme von Hochschullehrern 
zwölf bis 15 Jahre sachgrundlos befristet einzustellen, bis 
zu sechs Jahre als Nichtpromovierter und weitere sechs 
Jahre nach der Promotion (Mediziner neun Jahre) (§ 2 I). 
Verlängerungen innerhalb des Höchstbefristungszeitraums 
sind möglich; frühere und auf anderen Rechtsgrundlagen 
basierende Befristungen als wissenschaftliches Personal an 
Hochschulen und Forschungseinrichtungen werden auf die 
Höchstbefristungsdauer mit Ausnahme der vor Abschluss 
des Studiums liegenden Verträge grundsätzlich angerech-
net. Die Höchstbefristungsdauer kann bei Betreuung von 
Kindern unter 18 um bis zu zwei Jahre pro Kind (§ 2 I Satz 3) 
bzw. um Elternzeiten, Mutterschutzzeiten bzw. Zeiten der 
Beurlaubung wegen Pflege eines Kindes unter 18 Jahren 
oder eines pflegebedürftigen sonstigen Angehörigen (§ 2 V) 
verlängert werden.8 Nach Ausschöpfen der Höchstbefris-
tungsdauer des § 2 I WissZeitVG sind weitere Befristungen 
i.S.d. § 14 TzBfG möglich, die für sich genommen bereits 
ausreichende Möglichkeiten auch für Befristungen im Wis-
senschaftsbereich böten. § 2 II WissZeitVG ermöglicht zu-
dem Drittmittelbefristungen, im Rahmen derer auch nicht-
wissenschaftliches Personal wiederholt und ohne explizite 
Höchstbegrenzungen hinsichtlich der Dauer oder Anzahl 
befristeter Verträge befristet eingestellt werden kann. Die 
dadurch bestehenden Befristungsmöglichkeiten sind enorm. 

Verbreitung befristeter Arbeitsverhältnisse

Arbeitgeber nutzen Befristungsmöglichkeiten, die ihnen der 
Gesetzgeber bietet. Mittlerweile erfolgt knapp die Hälfte al-
ler Neueinstellungen in Deutschland befristet (2013: 42%), 
im Hochschulbereich haben 90% des hauptberuflichen wis-
senschaftlichen Personals befristete Arbeitsverträge,9 hinzu 
kommen Befristungen von Professoren. Ende 2014 waren 
an deutschen Hochschulen und Hochschulkliniken ein-
schließlich Verwaltungs-, technischem und sonstigem Per-

 7	 BR-Drs. 395/15.
 8	 Zur automatischen Verlängerung bei Elternzeit BAG 28.5.2014 – 7 AZR 

456/12. Zu weiteren Verlängerungsmöglichkeiten siehe § 2 I WissZeitVG. 
Nicht auf die Höchstbefristungsdauer des § 2 I WissZeitVG angerechnet 
werden gemäß § 2 III 1 WissZeitVG Befristungen mit weniger als ein Vier-
tel der regelmäßigen Arbeitszeit; die Unionsrechtskonformität dieser 
Regelung in Frage stellend Hedermann (2015).

 9	 Vgl. Hohendanner (2014); BT-Drs. 17/13670, S. 43.

sonal insgesamt 674 500 Personen tätig. Gut die Hälfte die-
ser Mitarbeiter ist als wissenschaftliches bzw. künstlerisches 
Personal beschäftigt – die Mehrheit davon befristet auf Ba-
sis des WissZeitVG bzw. des TzBfG.10 Hinzu kommt das 
wissenschaftliche Personal an außeruniversitären For-
schungseinrichtungen, das zu 60% auf Basis befristeter Ver-
träge arbeitet.11 Die erhöhten Befristungsquoten in der Wis-
senschaft betreffen alle Altersgruppen; so sind an Hoch-
schulen immer noch 59% der 35- bis 39-Jährigen befristet 
beschäftigt.12 Auch 1,5 Jahre nach der Promotion haben an 
Hochschulen nur 12% der Promovierten einen unbefristeten 
Arbeitsvertrag, an außeruniversitären Einrichtungen 8%, in 
der Privatwirtschaft 67%.13 Problematisch sind auch die kur-
zen Laufzeiten der befristeten Verträge – mehr als die Hälf-
te der befristeten Verträge des wissenschaftlichen Personals 
an staatlichen Hochschulen und staatlich finanzierten For-
schungseinrichtungen ist kürzer als zwölf Monate.

Folgen von Befristungen allgemein14

Befristete Beschäftigung hat generell erhebliche Nachteile für 
die von dieser Beschäftigungsform Betroffenen. Befristet Be-
schäftigte bekommen weniger Gehalt als unbefristet Beschäf-
tigte. Sie sind zudem häufiger arbeitslos, partizipieren seltener 
an betrieblicher Weiterbildung und betrieblichen Zusatzleis-
tungen. Aufgrund der kurzen Laufzeiten befristeter Verträge 
fehlt ihnen häufig jegliche Planungssicherheit. Befristet Be-
schäftigte weisen geringere Arbeits- und Lebenszufriedenheit 
auf. Negative Auswirkungen haben befristete Arbeitsverträge 
auch für die Identifikation der Beschäftigten mit dem Unter-
nehmen und ihre Leistungsbereitschaft. 44% der befristet 
Beschäftigten bewerten einen Zeitvertrag als eher oder sehr 
negativ. Der größte Makel der Befristung ist die Erschwerung 
der langfristigen Lebensplanung (72%). Untersuchungen zur 
Qualität der Arbeit zeigen, dass das wichtigste Kriterium für 
die Einstufung einer Arbeit als gute Arbeit ein verlässliches 
Einkommen ist – 92% der Befragten waren dieser Auffas-
sung. An zweiter Stelle (88%) folgt die Beschäftigungssicher-
heit, mit 83% ein unbefristetes Arbeitsverhältnis. 

Missbräuchliche Fallgestaltungen durchaus 
vorhanden

Erschwerend kommt hinzu, dass rechtsmissbräuchliche Ver-
tragskonstellationen keine Seltenheit sind. So hatte das LAG 
Sachsen (6 Sa 676/13) über die Zulässigkeit von insgesamt 

 10	 380 200 Personen sind als wissenschaftliches bzw. künstlerisches Per-
sonal beschäftigt, 236 100 von ihnen hauptberuflich, 144 100 nebenbe-
ruflich (vgl. Statistisches Bundesamt 2015).

 11	 Vgl. BT-Drs. 18/4804. 
 12	 Vgl. Statistisches Bundesamt (2013).
 13	 BT-Drs. 17/13670, S. 287.
 14	 Zu den Daten mit entsprechenden Fundstellennachweisen: Zeibig, 

Abschaffung sachgrundloser Befristungen? Stellungnahme für öffentliche 
Bundestagsanhörung 2014 (Drs. 18/7), Deutscher Bundestag, Aus-
schuss für Arbeit und Soziales, Ausschuss-Drs.18(11)50, S. 27ff.



ifo Schnelldienst 18/2015 – 68. Jahrgang – 24. September 2015

5Zur Diskussion gestellt

22 Jahren und zwei Monaten Beschäftigung als wissen-
schaftlicher Mitarbeiter auf Basis von elf Zeitverträgen an 
einer Hochschule zu entscheiden und diese als missbräuch-
lich eingestuft (Revision 7 AZR 259/14). Das LAG Köln ur-
teilte (11 Sa 226/13), dass über Drittmittel finanzierte Befris-
tungen von 14 Jahren mittels 23 befristeter Arbeitsverträge 
missbräuchlich sind. Kettenbefristungen werden aber leider 
nicht immer als rechtswidrig eingestuft. So sieht das BAG in 
einer Befristung von acht Jahren auf Basis vier befristeter 
Verträge keine missbräuchliche Befristung (7 AZR 783/10). 
Das Hessische LAG entschied (2 Ca 1210/14), dass eine 
Drittmittelbefristung gemäß § 2 II WissZeitVG auch dann nicht 
zwangsläufig rechtsmissbräuchlich sein muss, wenn es sich 
dabei um den 16. befristeten Vertrag innerhalb von elf Jahren 
handelt. Dies ergäbe sich u.a. aus der gebotenen Berück-
sichtigung der in Art. 5 III GG zugunsten der Hochschulen 
garantierten Wissenschaftsfreiheit. Der Nachweis einer miss-
bräuchlichen Befristung ist schwierig. Zwar hat der EuGH im 
Januar 2012 entgegen bisheriger deutscher Rechtsprechung 
entschieden, dass bei der Überprüfung der Rechtmäßigkeit 
von Kettenbefristungen nicht ausschließlich auf die letzte Be-
fristung abgestellt werden dürfe, sondern eine Gesamtschau 
aller bisherigen Befristungen hinsichtlich Anzahl und Befris-
tungsgründen erfolgen müsse.15 Das BAG hat sich dem an-
geschlossen, jedoch hervorgehoben, dass die EuGH-Ent-
scheidung nicht dazu führe, dass an das Vorliegen des Be-
fristungsgrundes nun strengere Anforderungen zu stellen 
seien.16 

Der aktuelle Gesetzesentwurf der Bundes­
regierung zur Reform des WissZeitVG

Der seitens der Bundesregierung Anfang September 2015 
vorgelegte Gesetzesentwurf zur Novellierung des WissZeit-
VG ist begrüßenswert, jedoch gehen die vorgeschlagenen 
Änderungen nicht weit genug. 

Auch unter verfassungsrechtlichen Gesichtspunkten erfreu-
lich ist die angedachte Beschränkung des Geltungsbereichs 
des WissZeitVG auf wissenschaftliches und künstlerisches 
Personal, so dass das WissZeitVG – sollten die Änderungs-
vorschläge umgesetzt werden – künftig keine Anwendung 
mehr auf nichtwissenschaftliches Personal findet. Wün-
schenswert wäre in diesem Kontext zudem die Aufnahme 
einer Definition des Begriffs des »wissenschaftlichen und 
künstlerischen Personals« inklusive der Klarstellung, dass ent-
sprechend der aktuellen BAG-Rechtsprechung das Wiss-
ZeitVG auch keine Anwendung auf überwiegend mit Lehr-
aufgaben betraute Mitarbeiter.17 

 15	 EuGH 26. Januar 2012 – C-586/10.
 16	 BAG 18. Juli 2012 – 7 AZR 443/09.
 17	 Siehe zu den hiesigen Bewertungen und weiteren Reformvorschlägen 

auch GEW, Synopse Novellierung des WissZeitVG vom 2. September 
2015; DGB-Stellungnahme zum 1. WissZeitVÄndG vom 31. Juli 2015; 
ver.di in Ausschuss-Drs. 18(18)116a vom 24. Juni 2015; BuKoF-Stellung-
nahme vom 31. Juli 2015. 

Begrüßenswert ist auch, dass sachgrundlose Befristungen 
mit wissenschaftlichem bzw. künstlerischem Personal auf 
Basis des § 2 I WissZeitVG künftig nur zulässig sein sollen, 
wenn die befristete Beschäftigung zur Förderung der eige-
nen wissenschaftlichen oder künstlerischen Qualifizierung 
erfolgt und die Befristungsdauer so bemessen ist, dass sie 
der angestrebten Qualifikation angemessen ist. Das Erfor-
dernis der Bindung der Befristung an eine geplante Qualifi-
zierung suchte man bisher im WissZeitVG vergeblich. Unklar 
ist, was im Regierungsentwurf unter eigener Qualifizierung 
zu verstehen ist; dies ergibt sich bisher nur aus der Begrün-
dung des Gesetzentwurfs der Bundesregierung. Unklar ist 
auch, wann die Befristungsdauer im Hinblick auf den Qua-
lifizierungszweck angemessen ist. Notwendig wären hier 
feste, an der für entsprechende Qualifizierungen üblichen 
Dauer orientierte Mindestlaufzeiten der Verträge (z.B. drei 
Jahre). Um zu gewährleisten, dass genügend Zeit für die 
eigene Qualifikation bleibt, sind zudem Regelungen zur Ver-
pflichtung der Festschreibung fester, für die Qualifizierung 
zur Verfügung stehender, Arbeitszeitdeputate im Arbeitsver-
trag erforderlich. 

Erfreulich sind die Klarstellungen hinsichtlich des Greifens 
der familienpolitischen Komponente des § 2 I WissZeitVG 
auch in Bezug auf Stief- und Pflegekinder sowie die Ein-
führung der Möglichkeit der Verlängerung der Befristung 
bei Vorliegen einer Behinderung oder schwerer chronischer 
Erkrankung. Allerdings fehlt es insoweit nach wie vor an 
der Etablierung echter Rechtsansprüche, mit der Folge, 
dass die Verlängerungsmöglichkeiten des § 2 I WissZeitVG 
bisher an Hochschulen nur bei 0,4% der mit wissenschaft-
lichen Mitarbeitern geschlossenen Arbeitsverträge Anwen-
dung fanden (Forschungseinrichtungen 1,6%).18 

Unzulänglich sind die Reformvorhaben der Bundesregie-
rung auch bezüglich der Regelungen zur Drittelmittelbe-
fristung, die einen nicht unerheblichen Teil der auf Basis 
des WissZeitVG geschlossenen Befristungen ausma-
chen.19 Hinsichtlich der Zulässigkeit von Drittmittelbefris-
tungen iSd § 2 II WissZeitVG sieht der Regierungsentwurf 
vor, dass zur Vermeidung von Kurzbefristungen die Be-
fristungsdauer der Dauer der Mittelbewilligung entspre-
chen soll. Zum einen ist damit nur eine »Soll-Vorschrift« 
ohne zwingende Befolgung geplant, zum anderen sollte 
die Befristungsdauer der Projektlaufzeit und nicht bloß der 
Dauer der Mittelbewilligung entsprechen. Zudem fehlen 
für den Bereich der Drittmittelbefristung jegliche familien-
politischen Komponenten, die die Verlängerung der Be-
fristung für Zeiten der Inanspruchnahme von Elternzeit, 
Pflegezeiten oder Kinderbetreuung vorsehen. Gleiches gilt 
für den seitens der Bundesregierung angedachten neuen 
Befristungsgrund der Befristung von studentischen Hilfs-
tätigkeiten (§ 6 des Reg-Entwurfs).

 18	 Vgl. Jongmanns (2011, S. 46).
 19	 Vgl. ebenda S. 3.
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Im Regierungsentwurf fehlt zudem die Aufhebung der Tarif-
sperre des § 1 I WissZeitVG, mit der Folge, dass Tarifver-
tragsparteien auch künftig nur begrenzt Befristungen in der 
Wissenschaft regeln können. Auch fehlen Mitbestimmungs-
rechte der Arbeitnehmervertretungen, so z.B. hinsichtlich 
der Anzahl befristet Beschäftigter bzw. in Bezug auf Über-
nahmeregelungen in unbefristete Beschäftigung. Letztend-
lich muss es auch in der Wissenschaft für die Wahrnehmung 
von Daueraufgaben stets unbefristete Dauerstellen geben; 
Befristungen in der Wissenschaft sind insgesamt zu redu-
zieren. Zudem muss für eine solide Finanzierung der Hoch-
schulen, die nicht vorrangig auf Drittmitteln beruhen kann, 
und nachhaltige Personalplanung in der Wissenschaft ge-
sorgt werden. Darüber hinaus sollten aber auch auf Länder
ebene Maßnahmen ergriffen werden, um z.B. die ausufern-
de Befristungspraxis für Professoren an Hochschulen zu 
begrenzen, sofern den Ländern die entsprechende Gesetz-
gebungskompetenz zusteht.20
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Bausteine für gute Arbeit in der 
Wissenschaft setzen

Das Anspruchsvolle an politischer Gestaltung liegt in der 
Regel nicht in der dogmatischen Durchsetzung bestimmter 
glasklarer Prinzipien, sondern in der Abwägung von ver-
schiedenen mehr oder minder gleichrangigen Werten und 
Zielgrößen. Diese Aufgabe ebenso wertebezogen wie ra
tional anzugehen, ist Teil des Verfassungsauftrages in der 
demokratischen Willensbildung in unserem Gemeinwesen. 
Dies muss einschließen, Ziele und Maßnahmen ständig wie-
der an der Wirklichkeit zu reflektieren und unter Umständen 
dann auch in eine Überprüfung und Korrektur einmal getrof-
fener Entscheidungen einzutreten.

Das Ziel: Gute Arbeit in guter Wissenschaft

Konkret: Für die SPD gilt schon aus ihrem »genetischen 
Code« einer über 150-jährigen Geschichte heraus, dass in 
der Arbeitswelt gute Arbeitsbedingungen und gesicherte Ar-
beitsrechte gelten bzw. sichergestellt werden müssen. Und 
zwar überall und für jeden Menschen. Tätigkeiten in Bildung, 
Wissenschaft und Forschung bilden hier keine Ausnahme.

Allerdings muss bei arbeitsrechtlichen Vorgaben für Hoch-
schulen und die außeruniversitäre Forschung immer auch 
bedacht werden, dass hier besondere Rahmenbedingungen 
gelten: »Kunst und Wissenschaft, Forschung und Lehre sind 
frei« stellt unsere Verfassung in schnörkelloser Prägnanz in 
Art. 5 des Grundgesetzes fest. Wissenschaft lebt von Inno-
vation und Flexibilität. Sie ist vielfach aus der Sache heraus 
durch eine hohe Spezialisierung geprägt und braucht doch 
gleichzeitig vielfältige Kombinationen der Zusammenarbeit 
über Fachgrenzen hinweg. Wissenschaft hat in der Moderne 
auch sehr verschiedene Finanzierungsquellen, die immer we-
niger auf Dauer angelegt sind. Hierzu ein Faktum: Der 
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DFG-Förderatlas zeigte zuletzt, dass 2012 die »Drittmittel-
quote« (Anteil der Drittmittel an der Gesamtfinanzierung der 
Hochschulen) rund 28% betrug und 2003 hingegen nur bei 
19% lag. Wissenschaft hat dabei nicht nur sehr lange, son-
dern auch sehr komplizierte Qualifizierungswege, die immer 
auch freiwillige oder unfreiwillige Entscheidungen der eigenen 
Person oder anderer Instanzen über den weiteren Verlauf der 
wissenschaftlichen oder einer anderen beruflichen Laufbahn 
innerhalb oder außerhalb des Wissenschaftssystems ein-
schließen. Und schließlich: Wissenschaft und Forschung als 
System werden nicht nur von Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftlern betrieben, sondern schließen zunehmend Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmern aus den verschiedens-
ten Fachgebieten und Serviceleistungen mit ein, deren Tä-
tigkeitsmerkmale dabei aber nicht durch die Besonderheiten 
wissenschaftlicher Erkenntnissuche geprägt sind. 

Der Impuls von Rot-Grün: Ein besonderes 
Arbeitsrecht für die Wissenschaft

Der Wissenschaft und ihren Anforderungen besser gerecht 
werden und gleichzeitig gute Arbeitsbedingungen in der 
Wissenschaft erhalten: Dieses war jedenfalls die Motivation 
für eine Novellierung des Hochschulrahmengesetzes 2002, 
die Rot-Grün zu verantworten hatte. Die Dynamik in der 
aufstrebenden Wissenschafts- und Forschungskultur in 
Deutschland sollte gestützt werden. Hochschulen und Wis-
senschaftseinrichtungen sollten mehr Gestaltungsspielräu-
me für die Arbeitsverhältnisse unter den besonderen Anfor-
derungen von Wissenschaft und Forschung bekommen. 
Also wurden damals Befristungen im Wissenschaftsbetrieb 
ohne Sachgrund möglich gemacht, vor allem weil die Hoch-
schulen von einer großen Auslegungslast des Teilzeit- und 
Befristungsrechts befreit werden sollten. Es wurden einfa-
chere Befristungsstrukturen für das wissenschaftliche Per-
sonal geschaffen, welche dem Wissenschaftsbetrieb die 
nötige Flexibilität geben sollten. 

Dies war eine Reform, auf die Rot-Grün lange Zeit stolz war. 
Gute zehn Jahre später – nach der Aufhebung der Rahmen-
gesetzgebung durch die erste Föderalismusreform und der 
Einführung des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes 2007 – 
müssen wir festhalten, dass gut gemeint nicht immer be-
deuten muss, dass etwas auch gut gemacht ist. Erst recht 
gilt dies, wenn sich Rahmenbedingungen insgesamt so än-
dern, dass die ursprüngliche erwartete richtige Balance ge-
troffener Maßnahmen angegriffen wird. Dies mussten die 
Reformkräfte, die 2002 in bester Absicht einen neuen Ansatz 
zur Verbindung von Arbeitnehmerrechten und Wissen-
schaftserfordernissen begründen wollten, leider bitter erfah-
ren. Die geschaffenen Befristungsmöglichkeiten wurden teil-
weise in dramatischem Maß von den Hochschulen und au-
ßeruniversitären Forschungseinrichtungen ausgenutzt. Die 
weithin bekannte HIS-Studie zur Evaluation des Wissen-

schaftszeitvertragsgesetzes stellte 2011 fest: 80% der Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftler sind befristet be-
schäftigt, und davon haben rund 50% Vertragslaufzeiten von 
unter einem Jahr. Zudem werden extrem kurze Drittmittel-
verträge abgeschlossen, obwohl es längere Bewilligungs-
zeiten für die Projekte gibt. Diese Beobachtungen und Er-
gebnisse der Evaluation widersprachen in wesentlichen 
Punkten der Intention des Gesetzgebers, die den damaligen 
Beschluss über das Wissenschaftszeitvertragsgesetz ange-
trieben hatte. 

Die eigene Politik überprüfen und 
Fehlentscheidungen angehen

Politik steht aber nun einmal in der Verantwortung, erkannte 
Fehlentwicklungen abzustellen. Es ist Ausdruck demokrati-
scher Qualität, aus einer kritischen Überprüfung entspre-
chende Konsequenzen zu ziehen. Entsprechend hat sich die 
SPD frühzeitig für Veränderungen am Gesetzestext einge-
setzt. Ein Gesetzentwurf für eine Novellierung des Wissen-
schaftszeitvertragsgesetzes – von der SPD in Oppositions-
zeiten eingebracht – wurde von der Bundesregierung aus 
CDU/CSU und FDP 2013 abgelehnt. In den Koalitionsver-
handlungen mit CDU/CSU 2013 konnte die SPD endlich 
eine Reform des Gesetzes gegen nicht unerhebliche Wider-
stände auf Seiten der Unionsparteien durchsetzen. Bis zur 
finalen politischen Einigung im Juli 2015 gab es erhebliche 
Aktivitäten der Wissenschaftsorganisationen und Hochschu-
len einerseits, die sich gegen eine Reform aussprachen, und 
der Gewerkschaften andererseits, die sich massiv für die 
Rechte der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer einsetzten 
und eine Reform als dringend notwendig anmahnten. Ver-
zögert wurde die politische Einigung auch durch Differenzen 
zwischen dem zuständigen Bundesministerium für Bildung 
und Forschung und der Fraktion von CDU/CSU. Aber auch 
diese Hürden konnten am Ende überwunden werden. Es 
gibt jetzt einen gemeinsamen Novellierungsvorschlag der 
Parlamentsfraktion der Großen Koalition, der von der Regie-
rung in einen Gesetzentwurf umgesetzt worden ist. 

Was sich ändern soll

Kernbestandteil der sich aktuell im parlamentarische Ver-
fahren befindlichen Reform des Sonderbefristungsrechts für 
den Wissenschaftsbetrieb sind vor allem zwei Punkte: Ers-
tens müssen Verträge, die in der Promotions- und Post-
doc-Phase abgeschlossen werden, zukünftig an den Zeit-
bedarf gekoppelt werden, die eine Qualifizierung benötigt. 
Zweitens müssen Verträge, die über Drittmittelprojekte fi-
nanziert werden, von nun an an den Projektzeitraum gebun-
den werden. Damit werden unsäglich kurze Verträge weit-
gehend unmöglich und nur in wenigen Ausnahmefällen (et-
wa für Überbrückungsphasen) für zulässig erklärt. Drittmit-



8 Zur Diskussion gestellt

ifo Schnelldienst 18/2015 – 68. Jahrgang – 24. September 2015

telprojekte der DFG haben in den meisten Fällen eine vier-
jährige Laufzeit und Promotionen dauern – bis auf ein paar 
fachlich bedingte Ausnahmen – mindestens drei Jahre. Die-
se Längen sollten in Zukunft die Verträge nach Wissen-
schaftszeitvertragsgesetz also haben. Das Ziel ist, damit 
mehr Kalkulierbarkeit und Verlässlichkeit in der Arbeitspla-
nung und Lebensführung vor allen Dingen des wissenschaft-
lichen Nachwuchses zu schaffen. 

Von besonderer Bedeutung ist auch, dass die aktuelle No-
velle des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes eine Fehlent-
scheidung zurücknimmt. Das sogenannte akzessorische 
Personal, ohne das Wissenschaft und Forschung nicht 
machbar wären, wird aus dem Geltungsbereich des Wissen-
schaftszeitvertragsgesetzes gänzlich herausgenommen und 
zukünftig wieder in den Regelungsbereich des Teilzeit- und 
Befristungsrechts fallen. Hier wird der Stand vor Inkrafttreten 
des Gesetzes 2007 wieder herstellt. Im Jahr 2014 gab es 
290 000 hauptberuflich Beschäftigte in Verwaltung, Technik 
und sonstigen Bereichen. Deren Zahl übertraf damit die Zahl 
der 230 000 hauptamtlich Beschäftigten im wissenschaftli-
chen und künstlerischen Bereich sehr deutlich. Für dieses 
wichtige nicht-wissenschaftliche Personal werden künftig 
Befristungen also nur möglich sein, wenn ein sachlicher 
Grund, z.B. Erprobung oder Elternzeitvertretung, vorliegt. 

Was leider nicht geändert werden kann

Eine wichtige Maßnahme konnte in der aktuellen Novelle 
des Wissenschaftszeitvertragsgesetz aber nicht durchge-
setzt werden: die Aufhebung der Tarifsperre. Dies ist und 
bleibt das entscheidende Hindernis zur gewerkschaftlichen 
Mitwirkungsmöglichkeit, dessen Abschaffung CDU/CSU 
weiter kategorisch und ohne das Vorbringen von konkreten 
sachlichen Gründen ablehnt. Tarifliche Regelungen könnten 
die Möglichkeit schaffen, die Spezifika der vor allem im Wis-
senschaftsbereich sehr unterschiedlichen Einrichtungen zu 
berücksichtigen und diese in der freien Vereinbarung der 
Tarifpartner auf der Grundlage des Wissenschaftszeitver-
tragsgesetzes weiter auszugestalten. Im Sinne der Subsi-
diarität könnten hierbei unter Umständen sogar noch flexi-
blere und passgenauere Lösungen für alle Beschäftigungs-
gruppen gefunden werden als durch das Wissenschafts-
zeitvertragsgesetz. Aber dann eben in der Verantwortung 
der Tarifpartner und wohl verstandener Umsetzung des 
Grundsatzes von der Tarifautonomie. Die SPD wird sich je-
denfalls werbend weiterhin für eine Abschaffung der Tarif-
sperre im Wissenschaftszeitvertragsgesetz einsetzen. 

Was über das Gesetz hinaus geschehen muss

Unabhängig hiervon wird die Umsetzung der neuen Rege-
lungen aus dem Wissenschaftszeitvertragsgesetz aber auch 

schon ein gutes Zusammenwirken der Arbeitgeberseite mit 
den Personalräten und Gewerkschaften erfordern. Denn na-
türlich stellen sich auch gerade in der Umstellungsphase 
besondere Anforderungen an die Organisationsflexibilität. 

Tatsächlich sind die politischen Verhandlungen über Zeitver-
träge in der Wissenschaft eingebettet in einen generellen 
Einstellungswandel zur Befristungspraxis, der sich aktuell 
bei Forschungsorganisationen, Hochschulen und Landes-
regierungen vollzieht. Dies dokumentiert die Max-Planck-Ge-
sellschaft zum Beispiel durch ihre Neuaufstellung der Nach-
wuchsförderung. Ein weiteres Beispiel für diesen positiven 
Trend sind die Karriereleitlinien der Leibniz-Gemeinschaft. 
Dies zeigt: Die wesentlich von SPD und Gewerkschaften 
angetriebene Debatte über gute Arbeit in der Wissenschaft 
hat nicht nur zu einer inzwischen absehbaren Gesetzesän-
derung, sondern auch zu einem neuen Bewusstsein auf 
Seiten der Arbeitgeber geführt. Gute Arbeit und verlässliche 
Chancen für den Nachwuchs sind in Zeiten von Fachkräf-
temangel und demographischen Herausforderungen uner-
lässlich, wenn man das Wissenschaftssystem als attraktiven 
Arbeitsort zukunftssicher machen und wettbewerbsfähig 
halten möchte. 

Im Übrigen ist es da nur logisch und politisch konsequent, 
wenn sich diese Erkenntnis der Bundespolitik auch auf Ebe-
ne der Länder nachhaltig umsetzt. Besonders positiv ist hier 
zu erwähnen der neue Rahmenkodex »Gute Arbeit«, der im 
Juni 2015 auf der Grundlage des zum 1. Oktober 2014 in 
Kraft getretenen neuen Hochschulzukunftsgesetzes in Nord-
rhein-Westfalen vereinbart werden konnte. In einem 
Fünf-Punkte-Katalog, der von dem Ausbau gesundheitsför-
dernder Arbeitsbedingungen bis zur Etablierung eines 
NRW-weiten Hochschularbeitsmarktes reicht, steht an ers-
ter Stelle die Verabredung, dass grundsätzlich keine Verträ-
ge mit Laufzeiten von unter einem Jahr geschlossen werden 
sollen. Bei den Verbesserungen für das unterstützende Per-
sonal kommen besonders die studentischen und wissen-
schaftlichen Hilfskräfte in das Blickfeld, die entsprechend 
ihrer Qualifikation eingesetzt werden und möglichst nicht mit 
Aufgaben betraut werden sollen, die grundsätzlich dem un-
befristet beschäftigten Hochschulpersonal zugeordnet sind. 
Es bleibt zu hoffen, dass solche Beispiele jetzt Schule ma-
chen, sei es in den Wissenschaftsorganisationen selbst oder 
auf Länderebene. 

Was im Gesetz noch offen bleibt

Tatsächlich sind ja mit der Novelle zum Wissenschaftszeit-
vertragsgesetz noch nicht alle komplexen Fragen gelöst. So 
hat die große Zunahme der Drittmittelflüsse an Hochschulen 
in den letzten Jahren dazu geführt, dass die Befristung über 
Drittmittelprojekte zugenommen hat. Das Statistische Bun-
desamt veröffentlichte 2013, dass sich zwischen 2000 und 
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2010 die Drittmitteleinnahmen, die primär für Forschungs-
zwecke eingeworben werden, an den Universitäten verdop-
pelt und an den Fachhochschulen sogar verdreifacht haben. 
Bei der Drittmittelbefristung gelten die sogenannten Schutz-
klauseln nicht, die zum Beispiel bei der Wahrnehmung von 
Aufgaben in einer Personal- oder Schwerbehindertenvertre-
tung oder bei der Pflege Angehöriger zu einer Vertragsver-
längerung führen.

Bedauerlicherweise hat die HIS-Studie gezeigt, dass aus-
gerechnet bei der Befristung nach Drittmitteln an For-
schungseinrichtungen über die Hälfte und an Hochschulen 
zu mehr als zwei Dritteln der in diesen Projekten beschäf-
tigten wissenschaftlichen Kräfte noch nicht promoviert sind. 
Dies legt die schon häufig diskutierte Vermutung nahe, dass 
Hochschulen und außeruniversitäre Forschungseinrichtun-
gen die Schutzklauseln möglicherweise umgehen wollen 
und dadurch auch die sogenannte »familienpolitische Kom-
ponente« ins Leere läuft. Diese besagt, dass sich die ma-
ximal zulässige Befristungsdauer in der Qualifizierungsbe-
fristung von zwölf bzw. 15 Jahren je Kind um zwei Jahre 
verlängert. 

Deshalb muss darüber nachgedacht werden, das soge-
nannte Stufenmodell in das Wissenschaftszeitvertragsge-
setz zu implementieren: Es sieht vor, dass die Qualifizie-
rungsbefristung ausgeschöpft sein muss, bevor überhaupt 
eine Drittmittelbefristung für die Hochschulen und For-
schungseinrichtungen möglich ist. Damit würde die Verein-
barkeit von Familie und Wissenschaft gestärkt werden und 
das Wissenschaftszeitvertragsgesetz ein richtiges Qualifi-
zierungsgesetz werden. Hieran wird noch zu arbeiten sein. 

Klare Rechte für den Nachwuchs brauchen auch 
mehr Stellen

Dabei ist allen Beteiligten klar, dass nur mit der Reform des 
Wissenschaftszeitvertragsgesetzes gerade die Situation 
des wissenschaftlichen Nachwuchses an den Universitäten 
nicht in allen Punkten nachhaltig verbessert werden kann. 
Hier müssen zu dem einen Baustein noch andere Baustei-
ne dazu kommen, wie die deutliche Erhöhung der Grund-
finanzierung der Hochschulen und auch spezielle Program-
me zur besseren Stellenausstattung für klare und sichere 
Karrierewege.

Der »Pakt für den wissenschaftlichen Nachwuchs« in Höhe 
von immerhin 1 Mrd. Euro über eine Laufzeit von zehn Jah-
ren, den die Koalitionsfraktionen im Sommer 2015 in Göt-
tingen beschlossen haben, ist deshalb ein erster großer Er-
folg. Über die konkrete Ausgestaltung dieses Programms 
zwischen den Komponenten von der Juniorprofessur bis zu 
Personalentwicklungskonzepten an den Hochschulen wird 
zwischen Bund und Ländern aktuell in der Gemeinsamen 

Wissenschaftskonferenz verhandelt. Absehbar ist, dass ins-
besondere der Tenure-Track als neues Element in der Per-
sonalstruktur der Hochschulen hier ein besonderes Gewicht 
bekommen wird. Dieser neue »fünfte Wissenschaftspakt« 
neben den bereits bewährten Pakten wie dem Hochschul-
pakt, dem Pakt für Forschung und Innovation, der Exzel
lenzinitiative und dem Pakt für die gute Lehre soll die Reform 
des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes durch sinnvolle 
Maßnahmen zur Personalförderung flankieren. Wir brauchen 
zusätzliches Personal an den Hochschulen im Angesicht 
wachsender Studierendenzahlen und der Bedeutung, die 
Forschung und Lehre für die Zukunftsfähigkeit unseres Lan-
des haben. Wir können und wollen es uns nicht leisten, dass 
gute Nachwuchswissenschaftlerinnen und Nachwuchs
wissenschaftler auf der Stelle treten und so Ressourcen im 
Wissenschaftsbetrieb brachliegen. Laut DFG-Förderatlas 
2015 gibt es rund 2 400 Graduiertenschulen in Deutschland. 
Diese Förderung hat viele junge Menschen im Rahmen der 
Exzellenzinitiative an eine mögliche Karriere im Wissen-
schaftssystem herangeführt. Gesellschaft und Politik müs-
sen nun die berechtigte Frage beantworten, welche verläss-
lichen Karrierewege wir diesen engagierten und klugen Men-
schen anbieten und wie wir ihre wissenschaftliche Kompe-
tenz in einem Berufsleben in der Wissenschaft, aber für vie-
le von ihnen eben auch erfolgreich außerhalb der Wis- 
senschaft fruchtbar machen. Das neue Wissenschafts
zeitvertragsgesetz ist hierzu gewiss ein wichtiges Element, 
aber es ist eben auch nur ein Element und nicht das Ganze. 
Gerade in der Wissenschafts- und Forschungspolitik sollten 
wir aber gelernt haben, dass eine komplexe Wirklichkeit ei-
nen mehrdimensionalen Ansatz zur politischen Gestaltung 
braucht und auch bekommen muss. 
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Paket für den wissenschaftlichen 
Nachwuchs verbessert Perspektiven 
und räumt mit unsachgemäßen 
Kurzbefristungen auf

Der wissenschaftliche Nachwuchs wird in Deutschland her-
vorragend ausgebildet. Die beruflichen Möglichkeiten sind 
breit gefächert und die Karriereperspektiven gut: Die über-
wiegende Mehrheit der Doktoranden steigt nach der Pro-
motion zügig in den Beruf ein. Zehn Jahre nach ihrem Stu-
dienabschluss sind nahezu alle Promovierten erwerbstätig 
und erzielen ein überdurchschnittliches Einkommen. 

Zwei Problemstellungen unterscheiden uns allerdings von 
anderen hervorragenden Wissenschaftssystemen: Die Pra-
xis der zahlreichen sehr kurz befristeten Verträge für Nach-
wuchswissenschaftlerinnen und -wissenschaftler und die im 
Durchschnitt späte Berufung auf eine Professur. Beides ge-
hen wir jetzt an.

Bereits in den vergangenen Jahren hat die Bundesregierung 
wichtige Maßnahmen eingeleitet, die auch die Perspektiven 
für den wissenschaftlichen Nachwuchs verbessern: Im Rah-
men der Exzellenzinitiative wurden an einigen Universitäten 
Maßnahmen zur Personalentwicklung umgesetzt. Im Pakt 
für Forschung und Innovation haben sich die großen Wis-
senschaftsorganisationen mit Bund und Ländern darauf ver-
ständigt, die Besten dauerhaft für die deutsche Wissen-
schaft zu gewinnen. Die Wissenschaftsorganisationen ha-
ben Leitlinien, Codes of Conduct oder Orientierungsrahmen 
erarbeitet, die in die richtige Richtung gehen. Zwei Neue-
rungen werden die positiven Veränderungen nun wesentlich 
beschleunigen und in die Fläche tragen. 

Am 2. September 2015 hat das Bundeskabinett beschlos-
sen, das Wissenschaftszeitvertragsgesetz zu ändern.  Aus-
gangspunkt ist, dass befristete Verträge gerade in der Wis-
senschaft weiterhin möglich sein müssen. Denn jede Gene-

ration begabter junger Menschen muss die Chance haben, 
sich wissenschaftlich zu qualifizieren. Sie sind auf frei wer-
dende Qualifikationsstellen angewiesen.  Das darf aber nicht 
dazu führen, dass befristete Verträge in der Wissenschaft 
entgegen ihrem eigentlichen Zweck genutzt werden. Des-
halb werden wir künftig die Dauer eines Vertrages an die 
Dauer der Qualifizierung beziehungsweise daran orientieren, 
für welchen Zeitraum Drittmittelprojekte bewilligt wurden. 
Aus dem Gesetz soll sich künftig klar ergeben, dass die so-
genannte sachgrundlose Befristung nur zulässig ist, wenn 
die befristete Beschäftigung zur Förderung der eigenen wis-
senschaftlichen oder künstlerischen Qualifizierung erfolgt. 
Damit wird zugleich unterbunden, dass befristetes Personal, 
das keine wissenschaftliche oder künstlerische Qualifizie-
rung anstrebt, Daueraufgaben wahrnimmt. Wissenschaftli-
che Dienstleistungen, die häufig Daueraufgaben sind, dürfen 
nur dann von befristet beschäftigtem Personal erbracht wer-
den, wenn sie im Zusammenhang mit der wissenschaftli-
chen Qualifizierung stehen.

Bei nicht-wissenschaftlichem Personal richtet sich die Be-
fristung von Arbeitsverträgen künftig allein nach dem Teilzeit- 
und Befristungsgesetz. Denn das Wissenschaftszeitver-
tragsgesetz hat zu einer Ausweitung von Befristungen auch 
im Fall von nicht-wissenschaftlichen Daueraufgaben geführt. 
Dafür sollten die Hochschulen und Forschungseinrichtungen 
aber Personal auf Dauer einsetzen. Sie müssen dazu, eben-
so wie die Wissenschaftseinrichtungen, stärker als bisher 
Vorkehrungen treffen, um Personal organisationsweit ein-
setzen zu können. 

Außerdem bauen wir die familienpolitische Komponente des 
Wissenschaftszeitvertragsgesetzes aus. Schon heute ver-
längert sich der Zeitrahmen für die Befristung von Arbeits-
verträgen um zwei Jahre für jedes Kind unter 18 Jahren. 
Künftig gilt dies auch für Stief- und Pflegekinder. 

Der zweite Bestandteil des Pakets für den wissenschaftli-
chen Nachwuchs ist die Offensive für planbare und trans-
parente Karrierewege. Sie ist im Koalitionsvertrag vereinbart 
und wird derzeit in intensiven Verhandlungen mit den Län-
dern konkretisiert. Kern der Offensive wird die Einführung 
von Tenure-Track-Professuren sein. Junge Wissenschaftle-
rinnen und Wissenschaftler haben damit frühzeitig die Pers‑ 
pektive, eine dauerhafte Professur zu erlangen, wenn ihre 
Arbeit nach einigen Jahren erfolgreich evaluiert wird.  Die 
Einführung von Tenure-Track-Stellen wird keine singuläre 
Maßnahme sein, sondern soll zu grundlegenden strukturel-
len Veränderungen an den Universitäten wesentlich beitra-
gen. Im Wettbewerb um die neuen Stellen können aus mei-
ner Sicht nur diejenigen Universitäten erfolgreich sein, die 
überzeugende Personalentwicklungskonzepte für ihre ge-
samte Institution vorlegen. Der Orientierungsrahmen der 
Hochschulrektorenkonferenz und die entsprechenden Emp-
fehlungen des Wissenschaftsrates sind dafür eine gute 

Cornelia Quennet-Thielen*

 *	 Cornelia Quennet-Thielen ist Staatssekretärin im Bundesministerium für 
Bildung und Forschung.
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Grundlage. Ein Vorbild ist das Professorinnenprogramm: Nur 
Hochschulen mit einem überzeugenden Gleichstellungskon-
zept kamen in die engere Wahl für die Finanzierung von 
Stellen durch den Bund. Das hat strukturelle Änderungen 
wesentlich befördert.

Mit dem Gesamtpaket  werden wir substanzielle Verbesse-
rungen für den wissenschaftlichen Nachwuchs erreichen. 
Damit setzen wir Potenziale frei, die wir brauchen, um wei-
terhin führend in Wissenschaft, Forschung und Innovation 
zu sein. Ich setze darauf, dass unsere Hochschulen und 
Forschungseinrichtungen die künftigen Regeln konsequent 
umsetzen und mit der Unterstützung der Länder die Chan-
cen für die Weiterentwicklung des erfolgreichen deutschen 
Wissenschaftssystems nutzen.


